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Beklagte und Revisionsbeklagte,

Der 59 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 270 November 1980

für Recht erkanntz

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 20. De-

zember 4979 Wird zurückgewiesen, soweit sie den
Antrag auf Erlaß eines Anerkenntnisurteils be-
triffto

Im übrigen wird das angefochtene Urteil auf die

Re*ision des Klägers aufgehoben und der Rechts-

streit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das landessozialgericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, ob dem Kläger für die Zeit

vom 4. Mai 4972 an die Knappschaftsrente wegen Erwerbsun-

fähigkeit zusteht.

Der im Juni 4949 in Luxemburg geborene Kläger, der in der
Bundesrepublik Deutschland jedenfalls seinen zweiten

Wohnsitz hat, bezieht von der luxemburgischen Alters-

und Invalidenversicherung eine Invalidenrente. Auf seinen

Antrag vom 44. März 4972 gewährte die Beklagte ihm die

Knappschaftsrente wegen Berufsunfähigkeit für die Zeit

vom 4. Mai 4972 an. Die Klage, mit derder Kläger die

Knappschaftsrente wegen Erwerbsunfähigkeit begehrte,

nahm er im Termin vom 2. April 4975 zurück.

Die Beklagte sah eine an das Bundesversicherung5amt ge—
richtete Eingabe vom 40. Februar 4977 als neuen.Renten—
antrag an, den sie mit Bescheid vom 42. Mai 4977 ab—

lehnte. Wider8pruch, Klage und Berufung hatten keinen

Erfolg. Das Landessozialgericht (LSG) hat in seinem Ur-

teil vom 20. Dezember 4979 im wesentlichen ausgeführt,

für die Zeit vom 4. Mai 4972 bis zum 4. Februar 4977

sei der AnsPruch bereits bindend abgelehnt worden.
Für die Zeit vom 4. Februar 4977 an bestehe der Any

Sprüch nicht, denn die Voraussetzungen des 5 47 Abs 2
des Reichsknappschaft3gesetzes (EKG) seien nicht er-
füllt. Der medizinische Sachverhalt sei zwar nicht aus-

reichend geklärt. Eine weitere Klärung sei aber nicht
möglich, da der Kläger sich geweigert habe, die vom
Senatsvorsitzenden angeordnete Untersuchung durch—
führen zu lassen. Das Gericht brauche dem Antrag des

Klägers nicht zu folgen, einen ausländischen Arzt
mit der Erstattung eines Gutachtens zu beauftragen.
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Auch ein medizinisches Gutachten nach Lage der Akten komme

nicht in Betracht. Abgesehen davon, daß die vorhandenen medi-

zinischen Unterlagen inzwischen erheblich an Beweiswert ein-

gébüßt hätten, lasse sich die Frage, ob der Kläger nunmehr

die Grenze der bereits festgestellten Berufsunfähigkeit über-

schritten habe, nicht ohne erneute Untersuchung beantworten.

Der Kläger trage die objektive Beweislast dafür, daß seine

Leistungsfähigkeit und damit die Voraussetzungen des 5 47
Abs 2 EKG nicht festgestellt werden könnten.

Der Kläger hat dieses Urteil mit der - vom erkennenden Senat

zugelassenen - Revision angefochten.

Während des Revisionsverfahrens hat die Beklagte mit Schrift-
satz vom 8. August 4980 für die Zeit vom 40. Februar 4977 an
das Vorliegen von Erwerbsunfähigkeit anerkannt und sich ver—
pflichtet, dem Kläger die Knappschaftsrente wegen Erwerbs—

unfähigkeit nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu
gewähren.

Der Kläger hat die Anfrage des Gerichts, ob er das Anerkennt-

nis annehme, mit dem Antrag beantwortet, er bitte im Rahmen

des erfolgten Anerkenntnisses um ein Urteil, das dieses An—

erkenntnis berücksichtige. Im übrigen ist er der Ansidht,
daß er schon seit März 4972 erwerbsunfähig sei. Sein Gesund—

heitszustand habe sich bis zum 40. Februar 4977, Von dem an
auch die Beklagte Erwerbsunfähigkeit annehme, nicht wesent-
lich verändert. Die Beklagte müsse schon aufgrund der von
dem luxemburgischen Versicherungsträger festgestellten Ar-

beitsunfähigkeit den Zustand der Erwerbsunfähigkeit aner-

kennen. Das ergäbe sich aus den EWG—VerordnungenNr 4408/74
und Nr 574/72. Der Kläger rügt die Beweiswürdigung des Be-

rufungsgerichts und daräber hinaus die Nichtberücksichtigung

seines Antrags, eine Vorabentscheidung des Europäischen Ge-

richtshofs herbeizuführen. Darüber hinaus ist er der Ansicht,
das LSG hätte ihn auf die Möglichkeit hinweisen müssen, daß

er im Falle seines Beharrens auf der Untersuchung durch einen
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ausländischen Facharzt mit der Zurückweisung seiner Berufung

rechnen müsse.

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Beklagte zu verurteilen, an den Kläger seit

dem 4. Mai 4972 Knappschaftsrente wegen Er—

werbsunfähigkeit zu gewähren.

Die Beklagte beantragt9

die Revision des Klägers insoweit zurückzu-

Weisen9 als der Rechtsstreit wegen des An-

erkenntnisses der Beklagten vom 8" August 4980

nicht erledigt ist, '
hilfsweise,

den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückzuverweisen‚

Sie ist der Ansicht, der Kläger habe das schriftsätzli0he

Anerkenntnis der Beklagten angenommen9 so daß der Rechts-

‘streit„insoweit in der Hauptsache erledigt sai„‚Soweit.der

Rechtsstreit die Rente Wegen Erwerbsunfähigkeit aufgrund

des Antrags des Klägers vom 1A° März 4972 betreffe, sei
der ablehnende Bescheid der Beklagten durch die Klage-

rücknahme des Klägers bindend geworden. Sehe man in dem
Bescheid vom 12. Mai 4977 jedoch einen negativen ZWeit—

bescheid oder einen negativen Bescheid nach 5 95 Abs 2 RKG,
so fehlten insoweit die erforderlichen Tatsachenfeststel—

lungen9 so daß der Rechtsstreit an das LSG zurückzuver-

weisen sei.
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Die zulässige Revision des Klägers hat teilweise Erfolg.

Soweit der Kläger mit der Revision den Eälaß eines Anerkennt—

nisurteils begehrt, ist das Rechtsmittel unbegründet. Inso-

weit ist für ein Urteil kein Raum mehr, weil der Rechts-
streit durch die Annahme des Anerkenntnisses der Beklagten

nach 5 404 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) in der
Hauptsache erledigt ist. fer Kläger hat zwar nicht ausdrück-

lich erklärt‚ daß er das in dem Schriftsatz der Beklagten vom
8. August 4980 enthaltene Teilanerkenntnis annehme. In dem An-

trag des Klägers auf Erlaß eines Urteils9 das das Anerkennt—

nis der Be legten berücksichtigt9 liegt aber sinngemäß die

Annahme dieses Teilanerkenntnisses. Da der Kläger das Aner-

kenntnis nicht ablehnt, sondern sich darauf beruft9 muß seine

Erklärung bei verständiger Würdigung des darin zum Ausdruck
gebrachten Willens als Annahme des Teilanerkenntnisses gewer—

tet werden. Wenn er gleichwohl auch für die von der Beklagten

anerkannte Zeit ein Urteil begehrt9 so liegt darin nicht die
Ablehnung des Anerkenntnisses. denn dieses Begehren beruht
lediglich auf einer Verkennung der rechtlichen Wirkung eines

angenommenen Anerkenntnisses im sozialgerichtlichen Verfahren.

Nach 5 404 Abs 2 SGG erledigt das angenommene Anerkenntnis

des geltend gemachten Anspruchs insoweit den Rechtsstreit in

der Hauptsache. Das gilt nicht nur für ein im Termin zur
Niederschrift des Gerichts erklärteé■ängenommenes Anerkennt—
nis, sondern auch für ein schriftliches Anerkenntnis, das

der Kläger schriftlich angenommen hat. ZWar ist ein Prozeß—

vergleich nach 5 404 Abs 4 SGGnur zur Niederschrift des
Gerichts oder des Vorsitzenden oder des Beauftragten oder

ersuchten Richters möglich. Wenn aueh das angenommene An—
erkenntnis seinem Inhalt nach praktisch die Elemente eines
Prozeßvergleichs enthält9 so unterscheidet es sich doch von
dem Prozeßvergleich insbesondere durch die Fbrmerfordernisse,

denn @ 404 Abs 2 SGG fordert im Gegensatz zu 5 404 Abs 4 SGG
nicht die Erklärung zur Niederschrift des Gerichts. Anerkennt—
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nis und Annahme sind Prozeßhandlungen, die nur der für sie

vorgeschriebenen Form bedürfen, dh der Form eines bestimmen—

den Schriftsatzes (Vgl Peters/Sautter/Wolff Anm 5 zu 5 404;
BSG SozR Nr 3 zu € 404 SGG; Meyer-Ladewig, Kommzum SGG

RdNr 24 zu 5 404; anderer Ansicht Brackmann, Handbuch der
Sozialversioherung, S 246w). Bedenken gegen die Zulässig-

keit des angenommenen Anerkenntnisses durch Einreichung

von Schriftsätzen können auch nicht aus 5 499 Abs 4 Nr 2
SGG hergeleitet werden, Wonach aus Anerkenntnissen voll—

streckt wird. Zwar mögen Schriftsätze der Beteiligten

keine ausreichende Vollstreckungsgrundlage sein. Wenn

% 404 Abs 2 SGGauch keinen Beschluß über die Wirkung
eines angenommenen Anerkenntnisses vorsieht, so Wird

doch in entsprechender Anwendung des 5 402 Abs 2 SGG
die Wirkung des angenommenen Anerkenntnisses durch Be-

schluß auszuSprechen sein, wodurch ein für die Voll—

streckung ausreichender Vollstreckungstitel hergestellt

werden kann.

Ist danach der Rechtsstreit durch das angenommene Teil-

anerkenntnis gemäß 5 404 Abs 2 SGG insoweit in der Haupt-
sache erledigt, so kann der erhobene Anspruch in diesem

Umfang nicht mehr Gegenstand eines Urteils sein. Der

erkennende Senat hat ZWar in seinem Urteil vom 22. Sep-

tember 4977 entschieden, daß in sozialgerichtlichen Ver-

fahren der das Anerkenntnisurteil betreffende 5 507 Abs 4
der Zivilprozeßordnung (ZPO) entsprechend anzuwenden sei

(SozR 4750 5 307 Nr 4; ebenso BSG SozR 4750 5 507 Nr 2).
Ein Anerkenntnisurteil kann aber nur dann ergehen, wenn
und soweit der Rechtsstreit nicht schon anderweitig er—
ledigt ist.

Es kann daher dahingestellt bleiben, ob die Klage insoweit

nicht auch Wegen fehlenden Rechtsschutzbedürfnisses unzu-
lässig wäre, wenn man davon au3ginge, daß das schrift—
liche Anerkenntnis der Beklagten den Rechtsstreit in
diesem Umfang nicht in der Hauptsache erledigt hat, weil
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der Kläger es durch seinen Antrag auf Erlaß eines Anerkennt—

nisurteils nicht angenommen hat.

Die Revision des Klägers ist jedoch begründet und führt zur

Aufhebung des angefochtenen Urteils sowie zur Zurückverwei—

sung des Rechtsstreits an das Berufung3gericht, soweit sie

den Anspruch auf Rente wegen Erwerbsunfähigkeit für die

nicht anerkannte Zeit betrifft. InSOWeit reichen die fest—

gestellten Tatsachen zur abschließenden Entscheidung nicht

aus.

Es trifft zwar zu, daß mit der Klagerücknahme die Ablehnung
des Rentenantrags vom 44. März 4972 bindend geWorden ist. Es

mag dahingestellt bleiben, wie weit diese Bindungswirkung

zeitlich reicht, denn die Eingabe des Klägers vom 40. Februar

4977 an das Bundesversicherungsamt könnte einen vor dem An-

erkenntnis der Beklagten liegenden Rentenbeginn nach 5 82 RKG

nicht auslösen, wenn darin lediglich ein neuer Rentenantrag

läge. Der Kläger hat aber mit dieser Eingabe und während des

gesamten Verfahrens immer wieder einen An3pruch auf die Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit aufgrund seines bindend abgelehnten

Antrags vom 44. März 4972 geltend gemacht. Für das Berufungs—

gericht hätte daher Veranlassung bestanden, den angefochtenen

Bescheid vom 42. Mai 1977 in der Fassung des Widerspruchs—

bescheides darauf nachzuprüfen, ob mit ihnen nicht nur der

RentenansPruch für die Zukunft, sondern auch die Änderung des
bindend gewordenen Bescheides — entweder in der Form eines

negativen Zweitbescheides oder in der Form eines negativen

Bescheides nach 5 95 Abs 2 RKG — abgelehnt worden ist. Da
das LSG sich für die Zeit vor dem 40. Februar 4977 lediglich

mit der Feststellung der Bindungswirkung des ersten Ablehnungs-
bescheides begnügt hat, fehlen auch die notwendigen Tatsachen—
feststellungen, um den Rechtsstreit unter dem Gesichtspunkt

des negativen Zweitbesoheides oder des negativen Bescheides

nach 5 95 Abs 2 EKG abschließend zu entscheiden.

Der Senat hat auf die Revision des Klägers das angefochtene
Urteil insoweit aufgehoben und den Rechtsstreit zur Nach-

- 8 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 _

holung der erforderlichen Tatsachenfeststellungen an das

Berufungsgericht zurückverwiesen.

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten.
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